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1. Bericht des Abgeordneten Dr. Semler: 


Der Antrag Nr. 2935 der Drucksachen wurde in 
der 186. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages 
am 17. Januar 1952 an den Ausschuß für das Be- 
satzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten 
unter Beteiligung des Ausschusses für Außen- 
handelsfragen überwiesen. 

A. Es wurde festgestellt, daß die Bundesrepu- 
blik zunächst im Kreise der an der Embargo- 
Aktion beteiligten Nationen nicht gleichberechtigt 
war. Eine Gleichstellung wurde jedoch von der 
Bundesregierung im Laufe der gemeinsamen 
Arbeiten erreicht, bis auf zwei Gebiete, auf denen 
sie noch nicht vorhanden ist, 

a) bei den Grenzkontrollen, wo trotz Übertragung 
der Zuständigkeit auf deutsche Stellen immer 
wieder Eingriffe alliierter Besatzungsorgane 
erfolgen, 

b) bei den Verhandlungen und dem Abschluß von 

Handelsverträgen mit Staaten des Sowjetblocks. 

Die Bundesregierung erstrebt, im Zuge der 
gegenwärtigen Verhandlungen über die Ablösung 
des Besatzungsstatuts auch auf diesen beiden Ge- 
bieten die uneingeschränkte Handlungsfreiheit zu 
erreichen. 

Indem die Bundesregierung die Einladung zur 
Teilnahme an der Embargo-Aktion annahm, hat 
sie es für notwendig und richtig erachtet, auch die 
politische Mitverantwortung z. B. für die Auf- 
stellung von Vorbehaltslisten und ihre Anwendung 
zu übernehmen. 


B. Grundsätzlich haben die an der Aktion be- 
teiligten Nationen gleiche Rechte und Pflichten. 
Bei der Bewilligung von Ausnahmen im Handel 
von Vorbehaltsgütern mit Staaten des Ostblocks, 
die aus begründeten Anlässen notwendig erschie- 
nen, ist die Bundesrepublik nicht schlechter ge- 
stellt als andere beteiligte Nationen. — UieDeutscli- 
land und anderen europäischen Ländern in An- 
betracht ihrer geographischen Lage und des seit 
jeher intensiven Handelsverkehrs mit dem Osten 
zukommende besondere Steilung im Osthandel ist 
grundsätzlich anerkannt. 

C. Eine Reihe von Maßnahmen werden ange- 
wendet, um die indirekten Ausfuhren von Vor- 
behaitsgütern in die Ostblockstaaten zu verhindern. 
Die Kontrolimöglichkeiten sind jedoch in ver- 
schiedenen Ländern begrenzt. — Die Bundesregie- 
rung hat alle Schritte unternommen, um diese Kon- 
trollen für das Gebiet der Bundesrepublik wirksam 
zu gestalten. Insbesondere sind auch die erforder- 
lichen Maßnahmen ergriffen, um den illegalen 
Handel zu unterbinden. 

D. In den Ausschußberatungen wurden Zweifel 
laut, ob die Embargo-Aktion den erhofften Erfolg 
gehabt hat. Es wurde festgestellt, daß trotz der 
Aktion in gewissem Umfange ein Ost-West-Handel 
mit Vorbehaltsgütern stattfindet. Es lagen Berichte 
vor, die sich mit der Steigerung der schwer- 
industriellen Erzeugung in der Sowjetunion be- 
faßten. 

Es wurde auf die Schwierigkeiten hingewiesen, 
die der Durchführung der Embargo-Aktion in den 
Staaten entgegenstehen, die dem Ostblock in 
Europa und Asien benachbart sind oder die, wie 
Österreich und Finnland, von beiden Seiten poli- 
tisch und wirtschaftlich beeinflußt werden. 
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E. Die Bereitschaft der Bundesregierung, im 
Rahmen der zwischen den westlichen Ländern ge- 
troffenen Vereinbarungen allseitig die wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit unter Beachtung der Gleich- 
berechtigung und Berücksichtigung der gegen- 
seitigen Interessen zu entwickeln, wurde ausdrück- 
lich anerkannt. 

Es wurde festgestellt, daß die Durchführung 
dieser Politik bisher von der Sowjet-Union und 
ihren Satelliten verhindert wurde trotz der Er- 
klärungen, die die Sowjet-Union z. B. in dem 
zitierten Artikel der „Istwestja ’ vom 7. August 1951 
als angebliche Äußerung Stalins abgegeben hat. 

Man vermutet, daß die sogenannte „Weltwirt- 
schafts-Konferenz“, die . für April 1952 nach 
Moskau einberufen ist, die Forderung nach Aus- 
weitung des Ost-West-Handels stellen wird, wie 
dies bereits durch die E.C.E. geschehen ist. Man 
war der Ansicht, daß mit aller Deutlichkeit von 
deutscher Seite herausgestellt werden müßte, daß 
es Sache der Sowjets sei, die notwendigen Voraus- 
setzungen hierfür herzustellen. Als solche Voraus- 
setzungen wurden betrachtet: 

die Möglichkeit der Entsendung offizieller 
Handelsdelegationen; 

gleiche Stellung für solche deutschen Dele- 
gationen in den Ostblockstaaten, wie östliche 
Delegationen sie in def' Bundesrepublik ge- 
nießen; 

Niederlassungsrecht für Handelsvertretungen, 
Firmen und Kaufleute; 

ein wie im Westen üblicher Rechtsschutz. 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die Teilnahme 
einzelner Deutscher an der Moskauer Konferenz 
den deutschen Interessen zuwiderläuft, da die 
Sowjet-Union bisher einen gleichberechtigten 
Handel mit der Bundesrepublik nicht zugelassen 
hat. 

F. Das gegenwärtige System der Handelsver- 
trags-Verhandlungen mit Ländern des Ostblocks 

wurde als unbefriedigend bezeichnet. 

Tatsächlich beruhen die derzeitigen Verträge auf 
Abmachungen, die von den Besatzungsmächten 
(JEIA) mit diesen Staaten seinerzeit getroffen 
wurden. — Wenn auch jetzt die Verhandlungen 
selbst von deutschen Dienststellen geführt werden, 
so bleibt doch die Rechtsgrundlage dieser Verträge 
noch ein Besatzungsrecht, das auf den übrigen Ge- 
bieten auch nach dem noch geltenden Besatzungs- 
statut nicht mehr besteht. 

G. Da der Handel aller Länder des Ostblocks 
durch Handelsmonopole ausgeübt wird, denen eine 
Vielzahl deutscher Handelspartner gegenüber- 
steht, wird die Konkurrenz der Privatwirtschaft 
untereinander von den Handelsmonopolen zum 
Schaden der deutschen Wirtschaft und Politik aus- 
genutzt. 


Das. bisherige System der durch das Bundes- 
wirtschaftsministerium aufgestellten Festpreise bei 
Geschäften mit dem Osten genügt nicht, um die 
Überlegenheit der östlichen Handelsmonopole aus- 
zugleichen. 

Von Regierungsseite wurde darauf hingewiesen, 
daß in anderen westlichen Ländern genau so über 
diesen Zustand geklagt würde. Bisher sei aber noch 
nirgends eine befriedigende Lösung gefunden 
worden. 

H. Es wurde die Frage gestellt, worin die Bun- 
desregierung den politischen Erfolg der Embargo- 
Politik für Deutschland erblicke und weshalb sie die 
Verantwortung für diese Politik mit übernommen 
habe, solange sie in der Anwendung dieser Politik 
eingeengt sei. 

Der Vertreter der Bundesrepublik gab seiner 
Überzeugung Ausdruck, daß die Embargo-Politik 
bisher schon weitgehend die beabsichtigte Wirkung 
erzielt und damit zur Sicherung des Westens — 
einschließlich der Bundesrepublik — beigetragen 
habe. Zu dem zweiten Teil der Frage verwies, er 
auf die gegebenen Bindungen, z. B. auch den 
Marshall-Plan, durch die die deutsche Politik zum 
Teil zwangsläufig orientiert wäre. Die Aufforde- 
rung zu verantwortlicher Mitarbeit in der Embargo- 
Aktion sei von der Bundesregierung auch um des- 
willen angenommen worden, um die Diskriminie- 
rung Deutschlands auf diesem Gebiet zu beseitigen. 

J. Es bestand Einverständnis im Ausschuß, daß 
die noch bestehenden Einengungen der deutschen 
Handlungsfreiheit bei der Kontrolle des Waren- 
verkehrs und — soweit völkerrechtlich möglich — 
auch bei Abschluß von Handelsverträgen mit den 
Ostblockstaaten baldmöglichst beseitigt werden 
müßten. 


Bonn, den 4. April 1952 

Dr. Semler 

Berichterstatter 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, dafür 
Sorge zu tragen, daß die volle Handlungsfrei- 
heit der Bundesrepublik im Zuge der Verhand- 
lungen über die Ablösung des Besatzungsstatuts 
bei der Durchführung der den Osthandel regeln- 
den Vorschriften auch auf den Gebieten herge- 
stellt wird, auf denen sie noch nicht besteht, 
und zwar bei der Durchführung der Grenz- 
kontrollen und bei den Verhandlungen und dem 
Abschluß von Handelsverträgen mit Staaten 
des Sowjetblocks. 
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b) Die Bundesregierung wird ersucht, dafür ein- 
zutreten, daß unbeschadet der Erfordernisse der 
Sicherheit der Bundesrepublik die Vorbehalts- 
listen international gleichmäßig abgebaut wer- 
den, um eine Verstärkung des legalen West-Ost- 
Handels zu ermöglichen und damit eine Ent- 
spannung der West-Ost-Beziehungen zu er- 
leichtern. 

c) Der Bundestag billigt die Bereitschaft der 
Bundesregierung, ebenso wie mit anderen Staa- 
ten des Sowjetblocks auch mit der Sowjet-Union 
selbst normale Wirtschaftsbeziehungen aufzu- 
nehmen, sobald von sowjetischer Seite die er- 
forderlichen Voraussetzungen dafür geschaffen 
sind. 

Die Bundesregierung wird ersucht, geeignete 
Schritte zu unternehmen, um alle von seiten 
der. Sowjet-Union und der anderen Ostblock- 
länder vorliegenden Diskriminierungen aus 
dem Wege zu räumen, die einer Normalisierung 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik und der Sowjet-Union sowie ande- 
ren Ostblockländern im Wege stehen. Bei der 
Wiederherstellung dieser Beziehungen ist sorg- 
fältig darauf zu achten, daß von Beginn an die 
gegenseitige uneingeschränkte Gleichberech- 
tigung gewährleistet wird, und zwar sowohl in 
personeller Hinsicht wie insbesondere auch be- 
züglich der Rechtsstellung im Warenverkehr. 


d) Der Bundestag hat mit Befriedigung davon 
Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung 
die erforderlichen Maßnahmen ergriffen hat, 
um eine gewissenhafte Beachtung der inter- 
nationalen Vorbehaltslisten und der sonstigen 
für den Handel mit den Oststaaten und der 
sowjetischen Besatzungszone geltenden beson- 
deren Vorschriften zu gewährleisten. 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der 
Durchführung von Wirtschaftsabkommen mit 
den Ostblockstaaten die politischen und wirt- 
schaftlichen Interesen der Bundesrepublik und 
der deutschen Wirtschaft im Hinblick auf das 
in den Ländern des Ostblocks bestehende mono- 
polistische Außenhandelssystem wirksam zu 
schützen. 


Bonn, den 4. April 1952 


Der Ausschuß für das Besatzungsstatut und 
auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Schmid (Tübingen) Dr. Seniler 

Vorsitzender B e r i eh t e r s t a 1 1 e r 
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